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Zweiundfünfzigste Verordnung 
zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 

Vom 18. Mai 2017 
 

Artikel 2 
Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

Die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung   vom 26. April 2012 (BGBl. I S. 679), die 

zuletzt durch Artikel 172 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert 

worden ist, wird wie folgt geändert: 

8. Nach § 63 wird folgender § 63a eingefügt: 

„§ 63a 

Beschreibung von Fahrrädern 

(1) Ein Fahrrad ist ein Fahrzeug mit mindestens zwei Rädern, das ausschließlich 

durch die Muskelkraft auf ihm befindlicher Personen mit Hilfe von Pedalen oder 

Handkurbeln angetrieben wird.“ 

 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

Nach ständiger Rechtsprechung u.a. des Verwaltungsgerichtes Berlin, des 

Oberlandesgerichts Düsseldorf und des Bundesgerichtshofes besteht nach keine 

Radwegebenutzungspflicht, wenn die Radwegbenutzung dem einzelnen Radfahrer 

objektiv unzumutbar ist (OLG Düsseldorf, NZV 1992, 290, 291; BGH, NZV 1995, 144). 

 

Als unzumutbar kann sie dann angesehen werden, wenn der Radweg nicht die 

erforderliche Breite aufweist, insbesondere, wenn die Soll-Breite gemäß der 

Verwaltungsvorschrift zu §2 Abs. 4 S. 2 StVO unterschritten ist (VG Berlin, NZV 2001, 

317).  
  


